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ZEITGESPRÄCH

Welchen Beitrag können Beschäfti
gungsgesellschaften leisten?

Mitte Juli wurde eine Rahmenvereinbarung über die Schaffung von 
„Gesellschaften für Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung (ABS)“ 
mit dem Ziel getroffen, die Beschäftigungsprobleme in Ostdeutschland abzumildem. 

Welchen Beitrag können die Beschäftigungsgesellschaften leisten?

Klaus Murmann

Arbeitsförderungsgesellschaften können die 
Arbeitsmarktsituation für einen Zeitraum stabilisieren

Die Umstellung von der sozialisti
schen Planwirtschaft zur sozia

len Marktwirtschaft in den neuen 
Bundesländern stellt alle am Wirt
schaftsprozeß partizipierenden 
Kräfte -  Arbeitgeber und Arbeitneh
mer ebenso wie die verschiedenen 
Ebenen der Politik und sämtliche 
gesellschaftlichen Gruppen -  vor 
schwere Herausforderungen und Be
lastungsproben.

Die betriebliche Struktur der Wirt
schaft der DDR vor der Wende war 
geprägt von der ideologisch veran
kerten Vorgabe der „Vollbeschäfti
gung“ , massiver Überbesetzung der 
vorhandenen Arbeitsplätze und ho
her verdeckter Arbeitslosigkeit. Im 
umwälzenden Strukturwandel sind 
die Unternehmen, vor allem die des 
produzierenden Gewerbes, gezwun
gen, umfangreiche Personalreduzie
rungen vorzunehmen, um die Über
lebensfähigkeit unter den neuen 
Rahmenbedingungen sicherzustel
len. Obschon die Belegschaften seit 
November 1989 schon beachtlich

geschrumpft sind, ist dieser Prozeß 
in den meisten Unternehmen noch 
nicht abgeschlossen. Die „weichen“ 
Instrumente der Personalpolitik 
(Ausnutzung der Fluktuation, Früh
verrentung in verschiedenen For
men) reichen in der Regel nicht aus, 
um die notwendige niedrige Plan
größe zu erreichen.

Entlassen oder prolongieren?

Die sanierungsfähigen und -willi
gen Unternehmen stehen am Schei
deweg und müssen die Entschei
dung treffen,

□  entweder die nicht benötigten Ar
beitskräfte in die Arbeitslosigkeit zu 
entlassen

□  oder die Arbeitsverhältnisse 
wider die ökonomische Vernunft vor
läufig zu prolongieren.

Für den ersten Weg spricht, daß er 
dem Sanierungskonzept der Unter
nehmen Raum schafft und eigenen 
oder externen Investitionen Perspek
tiven eröffnet. Zugleich wird damit

den in ihrer überkommenen Stellung 
nicht haltbaren Arbeitnehmern, so 
schmerzlich dies im Einzelfall sein 
mag, die unbedingte Notwendigkeit 
der beruflichen Neuorientierung 
deutlich.

Dagegen spricht, neben der un
mittelbaren Betroffenheit der freizu
stellenden Arbeitnehmer, auch die 
gesamtgesellschaftliche Schockwir
kung einer an bestimmten Schlüs
seltagen hochschnellenden Arbeits
losenquote. Die Nervosität, mit wel
cher der 30. Juni 1991 von der Öf
fentlichkeit als „Großflugtag“ erwar
tet und gefürchtet wurde, hat dieses 
Problem deutlich vor Augen geführt.

Für den zweiten Weg, also für den 
vorläufigen Aufschub der drohenden 
Arbeitslosigkeit spricht die höhere 
Sozialverträglichkeit aus der Sicht 
der betroffenen Menschen. Auch 
wird die Zeit der sozialversiche
rungsrechtlichen Absicherung ver
längert, weil der zeitlich limitierte Ar
beitslosengeld-Anspruch erst später
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geltend gemacht werden muß. Zu be
rücksichtigen ist auch, daß arbeits
los gewordene Arbeitnehmer 
schwieriger als unter dem „Dach“ ei
nes fortbestehenden Arbeitsverhält
nisses für Qualifizierungsmaßnah
men und ABM zu gewinnen sind.

Aus der Sicht der Betriebe gibt es 
jedoch gewichtige Argumente gegen 
den zweiten Weg: Die Prolongation 
der Arbeitsverhältnisse über den be
triebswirtschaftlich notwendigen 
Zeitpunkt hinaus verursacht trotz der 
AFG-Leistungen erhebliche Kosten 
(z.B. Kurzarbeitergeld-Zuzahlungen 
in Höhe von fast 13% der Brutto- 
Lohnkosten wegen Urlaubsgeld so
wie Sonntags- und Feiertagsleistun
gen, Sachkosten und Management
kosten bei Qualifizierungsmaßnah
men und ABM). Außerdem stellt das 
ungelöste Personalproblem ein ent
scheidendes Hindernis für private 
externe Investitionen dar. Schließ
lich hat sich die ursprünglich mit 
der DDR-Kurzarbeitergeld-Rege- 
lung verbundene Erwartung, die 
Übergangszeit der Nicht- oder Unter
beschäftigung werde intensiv für 
Qualifizierungsmaßnahmen ge
nutzt, nicht bestätigt.

Nach Abwägung aller Gesichts
punkte muß vom unternehmerischen 
Standpunkt aus der betriebsgerech
ten Schrumpfung der Belegschaften 
durch Auflösung überzähliger Ar
beitsverhältnisse Priorität einge
räumt werden. Diese Reduzierung ist 
die notwendige Bedingung der Ko
stenverbesserung der Betriebe und 
ein entscheidender Beschleuni
gungsfaktor der Privatisierung und 
Neustrukturierung der Wirtschaft in 
den neuen Bundesländern.

Auf der Grundlage dieser klaren 
Entscheidung können erst die drin
gend notwendigen Investitionen und 
auch unkonventionelle Maßnahmen 
einer aktiven Beschäftigungspolitik 
zur Schaffung „echter“ , dauerhaft 
rentabler Arbeitsplätze einsetzen.

Solange Produktion und Beschäf
tigung im Osten Deutschlands noch 
rückläufig sind, besteht darüber hin
aus aber auch Bedarf an flankieren
den arbeitsmarktpolitischen Maß
nahmen in einer bisher kaum vor
stellbaren Größenordnung. Hier sind 
in erster Linie Qualifizierungs- und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge
meint.

Die Alternative

In einer gemeinsamen Erklärung 
haben DGB und BDA im September 
1990 hervorgehoben, daß solche 
Fördermaßnahmen Anreize zur indi
viduellen Neuorientierung enthalten 
müssen und nicht die Anpassungsfä
higkeit der Unternehmen behindern 
dürfen. Als geeignetes Instrument 
zur Bewältigung des Strukturwan
dels wurde die Einrichtung von Qua
lifizierungsgesellschaften avisiert.

Die Arbeitgeber-Bundesvereini
gung hat im Juni dieses Jahres der 
Öffentlichkeit ihr Modell einer Ar
beitsförderungsgesellschaft ein
schließlich einer konkreten Umset
zungshilfe und der erforderlichen

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Klaus Murmann, 59, ist 
Präsident der Bundesvereini
gung der Deutschen Arbeit
geberverbände in Köln.

Heinz-Werner Meyer, 58, ist 
Vorsitzender des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in 
Düsseldorf.

Prof. Dr. Christian Watrin, 61, 
ist Direktor des Instituts für 
Wirtschaftspolitik an der Uni
versität zu Köln und Vorsitzen
der des Wissenschaftlichen 
Beirates beim Bundesmini
sterium für Wirtschaft.

Vertragsmuster präsentiert. Es steht 
inhaltlich für die intensive Nutzung 
und professionelle Umsetzung der 
Sonderregelungen, die die Bundes
anstalt für Arbeit für die zur berufli
chen Neuorientierung gezwungenen 
Arbeitnehmer in den neuen Bundes
ländern und für deren Beschäftigung 
in sinnvollen Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen vorsieht.

Eine solche Arbeitsförderungsge
sellschaft organisiert unter einem 
Dach den Einsatz der Förderinstru
mente des AFG-Aus- und Weiterbil
dungsmaßnahmen, Umschulungen 
und Arbeitsbeschaffungsmaßnah
men -  und verknüpft sie sinnvoll mit
einander. Wo eine Einmündung des 
Arbeitnehmers in Qualifizierung 
oder Arbeitsbeschaffung nicht mög
lich ist, kommt auch ein Weiterbezug 
des Kurzarbeitergeldes in Frage.

Die finanziellen Hilfen des AFG 
sollen im Rahmen der Arbeitsförde
rungsgesellschaft mit anderen För
dermitteln -  etwa für Umweltschutz, 
für Infrastrukturverbesserung etc. -  
kombiniert werden. Über die sozial
verträgliche Absicherung und Be
treuung der Arbeitnehmer hinaus 
können also durchaus weiterge
hende Ziele verfolgt werden: Rekulti
vierung und Sanierung von Betriebs
flächen mit dem Ziel von Betriebs- 
Neugründungen, Qualifizierungs
maßnahmen im Hinblick auf neue ln- 
dustrieansiedlungen, Landschafts
erschließungen, Vorbereitung touri
stischer Aktivitäten usw.

Notwendige Bedingungen

Die Arbeitsförderungsgesell
schaft darf jedoch nicht überfrachtet 
werden mit dem Anspruch, gleich
wertige und dauerhafte Beschäfti
gungssurrogate für fehlende Nor
malbeschäftigung zu bieten oder 
marktfähige Produkte zu entwickeln. 
Derartige Ziele unter Einsatz öffentli
cher Mittel zu verfolgen wäre kontra
produktiv.
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Nur unter Einhaltung bestimmter 
Bedingungen sind Arbeitsförde
rungsgesellschaften wirtschaftlich 
sinnvoll und deshalb für die Arbeitge
berseite akzeptabel:

□  Vor dem Eintritt von Arbeitneh
mern in die Arbeitsförderungsgesell
schaft muß die arbeitsrechtlich ein
deutige Beendigung des alten Ar
beitsverhältnisses zum Stammbe
trieb erfolgen.

□  Die Arbeitsförderungsgesell
schaft muß den Charakter einer ei
genständigen, personell und organi
satorisch von den abgebenden Un
ternehmen getrennte Rechtspersön
lichkeit haben. Die Gesellschafter
struktur muß breit, über den Kreis 
der involvierten Unternehmen hin
aus angelegt sein. Die Arbeitsförde
rungsgesellschaft sollte überfach
lich ausgestaltet werden.

□  Die Zugehörigkeit des einzelnen 
Arbeitnehmers zur Arbeitsförde
rungsgesellschaft wie auch deren 
"Tätigkeit und Existenz insgesamt 
müssen zeitlich befristet sein.

□  Die Aktivitäten der Arbeitsförde
rungsgesellschaftdürfen private Un
ternehmer in Handwerk und Ge
werbe nicht gefährden -  diese soll
ten vielmehr noch deutlicher als bis
her durch Vergabe von Arbeitsbe

schaffungsmaßnahmen wie auch 
durch Präsenz in den Bei- oder Auf
sichtsräten der Arbeitsförderungs
gesellschaften in die Ausgestaltung 
der Fördermaßnahmen mit einbezo
gen werden.

Linderung des 
Arbeitslosenproblems

Die Rahmenvereinbarung über 
die Errichtung von Arbeitsförde
rungsgesellschaften, die am 17. Juli 
1991 in Berlin von den Sozialpart
nern, der Treuhand und den neuen 
Ländern unterzeichnet worden ist, 
hat die politisch umstrittene Beteili
gung der Treuhandunternehmen an 
derartigen Gesellschaften in einem 
Kompromiß geregelt. Danach ist es 
den Treuhandunternehmen zwar 
nicht möglich, sich unmittelbar ge
sellschaftsrechtlich an Arbeitsförde
rungsgesellschaften zu beteiligen. 
Statt dessen wird sich die Treuhand
anstalt aber auf zweifache Weise en
gagieren:

□  Sie beteiligt sich zum einen mit 
10% des Stammkapitals an soge
nannten Trägergesellschaften auf 
Landesebene, die ihrerseits als 
Koordinatoren und Beratungsgesell
schaften für regionale und örtliche 
Arbeitsförderungsgesellschaften 
fungieren.

□  Sie gestattet zum zweiten den 
Treuhandunternehmen, in beachtli
chem Umfang Geld-, Sach- und Per
sonalhilfe in die örtlichen Arbeits
förderungsgesellschaften einzubrin
gen.

Die Arbeit dieser Trägerstrukturen 
wird das Arbeitslosenproblem zwar 
nicht lösen, aber doch spürbar lin
dern helfen. Der Weg ist geebnet, um 
mehrere hunderttausend Arbeitneh
mer, die ihren Arbeitsplatz verlieren, 
vorübergehend aufzunehmen und 
ihnen durch Qualifizierung oder Ar
beitsbeschaffungsmaßnahmen eine 
Perspektive zu bieten. Für manche 
der Betroffenen könnte die Gesell
schaft sich sogar als direkte Brücke 
zum Wiedereinstieg in ein festes Ar
beitsverhältnis erweisen. Damit ist 
ein überzeugender Weg gefunden, 
den notwendigen Abbau des Perso
nalüberhangs in der Industrie sozial
verträglich abzufedern.

Eins muß jedoch klar sein: Ar
beitsförderungsgesellschaften kön
nen nur für einen kurzen, allenfalls 
mehrjährigen Zeitraum die Arbeits
marktsituation in den neuen Ländern 
mit öffentlicher Hilfe stabilisieren. 
Aus notwendigen kurzfristigen Um
strukturierungshilfen dürfen keine 
jahrelangen Dauerinvestitionen wer
den.

Heinz-Werner Meyer

Anforderungen aus gewerkschaftlicher Sicht

Die Einbeziehung der neuen Bun
desländer in die gesellschaftli

che und wirtschaftliche Ordnung der 
Bundesrepublik vollzieht sich unter 
erheblichen wirtschaftlichen und so
zialen Erschütterungen. Die Indu
strieproduktion lag dort im Frühjahr 
bei rund 40% des ohnehin beschei

denen Niveaus der DDR. Experten 
erwarten im laufenden Jahr einen 
Rückgang des Sozialprodukts zwi
schen 20 und 25%. Selbst wenn da
mit eine Talsohle erreicht sein sollte, 
bleibt die Lage auf dem ostdeut
schen Arbeitsmarkt dramatisch. Die 
Zahl der Arbeitslosen stieg im Juli

um 226000 auf über eine Million. 
Gleichzeitig waren noch 1,6 Mill. 
Kurzarbeiter gemeldet. 210000 be
fanden sich bereits in Arbeitsbe
schaffungsmaßnahmen. Die Treu
handanstalt rechnet nach eigenen 
Angaben bis Ende des Jahres mit ei
nem Abbau von weiteren 400000 Ar

WIRTSCHAFTSDIENST 199 W ill 385



ZEITGESPRÄCH

beitsplätzen in den von ihr verwalte
ten Unternehmen.

Die Gewerkschaften haben be
reits frühzeitig davor gewarnt, sich 
beim „Aufschwung Ost“ allzu naive 
Hoffnungen auf einen marktwirt
schaftlichen Selbstlauf zu machen. 
Der völlige Umbau des abgewirt
schafteten Wirtschafts- und Gesell
schaftssystems der DDR ist weder 
eine regionale Krise noch handelt es 
sich um einen Strukturwandel im uns 
geläufigen Sinn. Offenkundig findet 
hier ein Umbruch statt, der in der 
deutschen Nachkriegsgeschichte 
seinesgleichen sucht. Allen ord
nungspolitischen Spiegelfechte
reien zum Trotz setzt sich mittler
weile die Einsicht durch, daß eine

marktwirtschaftliche Ordnung ohne 
funktionierende öffentliche Verwal
tung und Infrastruktur, ohne kommu
nale Selbstverwaltung oder deutli
che Impulse der Wirtschafts-, Struk
tur- und Beschäftigungspolitik nur 
wenig Anreize für private Investi
tionen bietet.

Kurzsichtige 
Sanierungskonzepte

Der Deutsche Gewerkschafts
bund hat in seinem Sofortprogramm 
für eine Wirtschafts- und Beschäfti
gungspolitik in den neuen Bundes
ländern solche staatlichen Impulse 
gefordert. Das Gemeinschaftswerk 
„Aufschwung Ost“ war hier -  wenn 
auch nach langem Zögern -  ein er

ster Schritt in die richtige Richtung. 
Die bisherigen Erfahrungen mit dem 
Gemeinschaftswerk haben aber 
auch bestätigt, daß die Wirkung von 
Soforthilfen auf Infrastrukturausstat
tung und private Investitionstätigkeit 
einige Zeit erfordert. Die Sanierung 
der ostdeutschen Unternehmen und 
Betriebe steht meistens erst am An
fang. Viele Sanierungskonzepte sind 
wegen des Handlungsdruckes und 
der unzureichenden Kapitalausstat
tung der Betriebe wenig erfolgver
sprechend. Die kurzfristige Rationa
lisierung sogenannter Kernbereiche 
wird nicht ausreichen, um wettbe
werbsfähige Arbeitsplätze zu schaf
fen. Es kommt zu einer verhängnis
vollen Verkettung von Modernisie
rung und Strukturkonservierung.

« .  VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT;FÜR WIRSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Bodo B. Gemper (Hrsg.)

Großoktav, 
215 Seiten, 1990 
brosch. DM 59,- 

ISBN 3.87895-401-8

s
INTERNATIONALE KOORDINATION 
UND KOOPERATION
Mit Beiträgen von: Dr. Rudolf Wassermann, Günter Diehl,
Prof. Dr. Franz Blankart, Dr. Horst Friedrich Wünsche,
Prof. Dr. Ekkehard Birnstiel, Dr. Stephan Bieri,
Dr. Gerhard Maier, Dr. Rolf Dittmar, Dr. Otto G. Mayer,
Dr. Horst Bockeimann, Prof. Dr. Helmut W. Jenkis.
Dr. Bettina S. Hurni, Dr. Robert Fecht,
Dr. Franz Josef Trouvain, Prof. Dr. Bodo B. Gemper,
Dr. Wilhelm Schönfelder

Das fünfzehnte Walberberger System-Symposion setzte sich mit der 
These auseinander, daß es leichter und zügiger gelinge, Grund
probleme und aktuelle Streitfragen zwischen Ländern zu lösen, 
wenn im Vorfeld offizieller Verhandlungen, im Stillen, an der Sache 
orientiert und ohne Rücksichtnahme auf Außenwirkung in der 
Öffentlichkeit diskutiert wird. Die Beiträge und Referate des 
Symposiums sind in dem vorliegenden Band zusammengefaßt.
Sie befassen sich mit der „stillen Diplomatie“ und ihrer Wirkung auf 
die Qualität von Entscheidungen und Problemlösungen.

VERLAG WELTARCHIV G M BH ft HAMBURG
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Ohne Diversifizierung der Unterneh
men in zukunftsträchtige Märkte und 
ohne die Entwicklung neuer Pro
dukte besteht die große Gefahr, daß 
die Konzepte bereits mittelfristig 
scheitern. Nicht immer werden die 
erforderlichen Forschungs- und Ent
wicklungskapazitäten erhalten und 
ausgebaut.

Sanierung und Entwicklung des 
industriellen Bestandes der ostdeut
schen Wirtschaft bleiben aber der ei
gentliche Kern der wirtschaftlichen 
Gesundung. Sie sind zugleich die 
wesentliche Voraussetzung für die 
Entwicklung einer Vielzahl von mit
telständischen Zulieferern und 
Dienstleistungsunternehmen sowie 
die damit verbundenen Arbeitsplätze 
und Einkommensmöglichkeiten. 
Hier ist nicht nur öffentliche Hilfe ge
fordert, sondern gerade und zualler
erst unternehmerische Initiative.

Unvermeidlicher
Arbeitsplatzabbau

Trotzdem wird auch ein erfolgrei
cher Innovationsprozeß unter den 
besonderen Ausgangsbedingungen 
der neuen Bundesländer mehr Ar
beitsplätze kosten, als er in abseh
barer Zeit neu schaffen kann. Einer
seits müssen weiterhin öffentliche 
und betriebliche Funktionen ent
flochten werden, die bisher In den 
Kombinaten und VEBs zusammen
gefaßt waren. Andererseits werden 
die zu erwartenden Produktivitäts
sprünge noch über längere Zeit die 
Beschäftigungswirkungen selbst ei
ner ansteigenden Produktion über
steigen.

Die Gewerkschaften bejahen den 
notwendigen betrieblichen Umbau 
im Rahmen tragfähiger Sanierungs
konzepte. Voraussetzung dafür ist 
allerdings die soziale, regional- und 
umweltverträgliche Gestaltung des 
Strukturwandels. Die Gewerkschaf
ten erwarten hier über die formale 
Einhaltung aller Mitbestimmungs
rechte der Betriebs- und Personal

räte hinaus eine frühzeitige Beteili
gung der betrieblichen Interessen
vertreter an den Sanierungsplanun
gen. Die bisherige Praxis der Treu
handanstalt war hier nicht immer be
friedigend.

Die regionalen Wirkungen der be
trieblichen Sanierungen dürfen nicht 
ausgeblendet werden. Vor allem 
geht es darum, Arbeitslosigkeit so
weit wie möglich zu begrenzen. Die 
Erfahrungen im Westen haben hin
reichend gezeigt, daß insbesondere 
Langzeitarbeitslosigkeit nur mit gro
ßen arbeitsmarktpolitischen An
strengungen und häufig mit nur ge
ringem Erfolg rückgängig gemacht 
werden kann. Arbeitslosigkeit führt 
nicht zuletzt zur Abwanderung jun
ger und qualifizierter Arbeitskräfte 
und mindert dadurch die Attraktivität 
eines Wirtschaftsstandortes. Die 
Rückwirkung steigender Sozialhilfe
belastungen auf die kommunalen In
vestitionsspielräume war eine der 
schmerzlichsten Erfahrungen in den 
alten Bundesländern. Hier sind neue 
Wege gefordert.

Beschäftigungspolitische
Brücke

Angesichts des enormen gesell
schaftlichen Bedarfs an infrastruktu
rellen und umweltbezogenen Maß
nahmen und der damit verbundenen 
Beschäftigungsfelder sehen wir die 
reale Chance einer beschäftigungs
politischen Brücke zwischen dem 
Abbau bisheriger und dem Aufbau 
neuer Arbeitsplätze in den betroffe
nen Regionen. Hierfür bieten sich 
aus unserer Sicht Gesellschaften 
zur Arbeitsförderung, Beschäftigung 
und Strukturentwicklung (ABS) an, 
auf deren Aufbau und Förderung sich 
Treuhandanstalt, Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbände und neue Bun
desländer in der Rahmenvereinba
rung vom 17.7.1991 verständigt ha
ben. Zur Unterstützung der ABS sol
len auf Landesebene und unter Um
ständen auf regionaler Ebene Trä
gergesellschaften gebildet werden.

ABS sollen -  im wesentlichen mit 
Hilfe von Qualifizierungs- und Ar
beitsbeschaffungsmaßnahmen -  
ausgehend von vorhandenen Be
trieben, aber ohne deren Beteili
gung, als Trägergesellschaften die
jenigen Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerlnnen aufnehmen, deren bis
herige Arbeitsplätze der betriebli
chen Sanierung und Umstrukturie
rung zum Opfer fallen. Sie sind kei
neswegs der Königsweg einer zu
künftigen Wirtschafts-, Struktur- und 
Beschäftigungspolitik, und sie wer
den nur einen Teil der Beschäfti
gungsprobleme auffangen können. 
Trotzdem sollen sie aus unserer 
Sicht keineswegs zu Auffanggesell
schaften der sozialpolitischen Nach
sorge werden.

ABS haben einen eindeutigen 
strukturpolitischen Auftrag bei der 
Neuorientierung der ostdeutschen 
Wirtschaft. Die Brücke ABS ist nicht 
als Brücke in die Arbeitslosigkeit ge
dacht, sondern als Instrument einer 
aktiven Struktur- und Beschäfti
gungspolitik in der Region. Die Be
schäftigungsperspektive in der ABS 
selbst ist ja bereits durch die be
grenzte Dauer der Arbeitsbeschaf
fungsmaßnahmen eingeschränkt. 
Die Aufgaben der ABS sollten des
halb ein ganzes Bündel arbeits- 
markt-, beschäftigungs- und struk
turpolitischer Maßnahmen umfas
sen. Im Zentrum steht dabei die 
Schaffung dauerhafter Arbeits
plätze. Ein Ansatzpunkt ist z.B. die 
Sanierung von betrieblichem Ge
lände, von Gebäuden oder betriebli
chen Infrastrukturen, um diese wie
der nutzbar zu machen. Die Beteili
gung an öffentlichen Infrastruktur
vorhaben kann dazu beitragen, den 
sozialen und ökologischen Umbau 
der Regionen zu beschleunigen, die 
regionale Lebensqualität und die 
Voraussetzung für Investitionen und 
neue Arbeitsplätze zu verbessern.

Die ABS sollen darüber hinaus 
notwendige Qualifizierungsmaßnah
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men durchführen, um die Arbeitneh
mer und Arbeitnehmerinnen auf die 
veränderten Anforderungen im Er
werbsleben vorzubereiten und den 
Übergang auf neue Arbeitsplätze zu 
erleichtern. Sie sollen zugleich die 
vom Arbeitsplatzverlust Betroffenen 
sozial stabilisieren.

Schwierigkeiten und Chancen

Die ABS müssen aber auch dazu 
genutzt werden, längerfristige struk
turpolitische Vorhaben wie den Auf
bau von Gewerbe- und Technologie
zentren oder regionalen For
schungseinrichtungen zu unterstüt
zen. Gerade unter der Zielsetzung, 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll
ten die ABS Keimzellen für neue Be
triebe und Unternehmen werden und 
die dafür notwendigen Angebote an 
betriebswirtschaftlicher und techno
logischer Beratung zur Verfügung 
steilen.

Es ist selbstverständlich, daß

diese Aufgaben nur schrittweise und 
wahrscheinlich unter erheblichen 
Schwierigkeiten wahrgenommen 
werden können. Die Rahmenverein
barung zu den ABS hat aus gewerk
schaftlicher Sicht sicher nicht die be
sten Voraussetzungen für die neuen 
Gesellschaften geschaffen. Die Auf
lösung der bestehenden Arbeitsver
hältnisse mußte in Kauf genommen 
werden, und die Beteiligung von 
Treuhandunternehmen an ABS ist 
ausgeschlossen. Die von der Treu
handanstalt zugesagte sachliche, fi
nanzielle und personelle Unterstüt
zung muß sich noch im Praxistest 
bewähren. Es wäre sicherlich hilf
reich, wenn über die arbeitsmarktpo
litischen Hilfen hinaus Förderpro
gramme aus dem Struktur- oder tech
nologiepolitischen Bereich für den 
Aufbau von ABS angeboten würden. 
Vieles ist noch klärungsbedürftig.

Andererseits bietet die Rahmen
vereinbarung jetzt vor allem auf der

Länderebene die Chance, eine zwi
schen allen Beteiligten abgestimmte 
praktische Unterstützung für die 
ABS-Gesellschaften zu leisten. Die 
Ungewißheit, die trotz des akuten 
Handlungsdrucks auf den verschie
denen Initiativen lastete, kann end
lich beseitigt werden. Dazu bedarf es 
allerdings jetzt des konstruktiven Zu
sammenwirkens aller, die auf der 
Bundes-, Landes- und kommunalen 
Ebene Verantwortung tragen, ein
schließlich der Verbände und gesell
schaftlichen Gruppen. Wer sich die
ser Verantwortung entzieht oder 
glaubt, sein Engagement auf den 
Bau eines gesellschaftlichen Ab- 
schiebegleises begrenzen zu kön
nen, der wird sich den Vorwurf gefal
len lassen müssen, Strukturwandel 
und Modernisierung aufzuhalten -  
und das zu Lasten Hunderttausender 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin
nen in den neuen Bundesländern 
und auf Kosten der Beitragszahler 
der Bundesanstalt für Arbeit.

Christian Watrin

Beschäftigungsgesellschaften -  erfolgversprechendes Krisen
management auf dem Weg in den Aufschwung?

Die Mitte Juli getroffene Rahmen
vereinbarung über Beschäfti

gungsgesellschaften, an der die 
Treuhandanstalt, die Gewerkschaf
ten und Arbeitgeberverbände und 
die neuen Bundesländer beteiligt 
sind, trägt alle Zeichen eines für De
mokratien üblichen politischen Kom
promisses. Sie hat gesamtwirt
schaftlich begrüßenswerte, aber 
auch problematische Aspekte. Posi
tiv zu werten ist, daß die jetzt einzu
richtenden „Gesellschaften für Ar
beitsförderung, Beschäftigung und

Strukturentwicklung (ABS)“ das Pri
vatisierungsgeschäft der Treuhand
anstalt erleichtern. Für die in der Be
schäftigungsgesellschaft Tätigen 
wird kein Zweitarbeitsverhältnis ge
schaffen, das den Anspruch auf 
Rückkehr in das alte Unternehmen 
begründet. Das alte Arbeitsverhält
nis erlischt vielmehr bei Eintritt in die 
Beschäftigungsgesellschaft. Damit 
verbessern sich die Chancen für 
Treuhandanstalt und Unternehmen, 
daß die nach wie vor noch hohe per
sonelle Überbesetzung weiter abge

baut werden kann und daß sich Käu
fer für die bisher nicht veräußerbaren 
Treuhandunternehmen finden.

Sozialpolitisch läßt sich der ge
troffenen Regelung abgewinnen, 
daß sie den organisierten Müßig
gang der Null-Kurzarbeitsregelung 
vermeidet. Bei Nettolöhnen um 90% 
schuf das Null-Kurzarbeitergeld we
der Anreize zur Fortbildung, noch lö
ste es Initiativen zur Suche nach ei
nem neuen Arbeitsplatz aus. Hinzu 
kommt, daß selbst eine mit stark ver
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minderter Produktivität ausgeführte 
Arbeitsleistung in einer Beschäfti
gungsgesellschaft die Selbstach
tung der sonst Untätigen stärkt. Das 
verhindert in manchen Fällen sicher
lich das Abgleiten in die schwer zu 
bekämpfende Dauerarbeitslosigkeit.

Problematischer
Kompromiß

Politisch aber ist die Einrichtung 
von Beschäftigungsgesellschaften, 
die nach dem jetzt erzielten Abkom
men landesweit mit Unterbauten vor 
Ort ausgestattet werden sollen, ein 
willkommener Nachweis, daß sich 
die Politiker der schnell wachsenden 
Arbeitslosigkeit entgegenstemmen. 
Sie können so Verantwortungsbe
wußtsein demonstrieren. Und in der 
Tat ist dies, neben dem politökono- 
misch vermutbaren Eigeninteresse 
der in Amt und Würden Befindlichen, 
nicht gering zu werten. Denn zur 
Durchsetzung einer Marktwirtschaft 
gehört auch die Schaffung einer all
gemeinen Zustimmung zum riskan
ten Regelsystem des Marktes. Das 
gilt um so mehr, wenn die unmittelbar 
Betroffenen geneigt sein könnten, in 
der Retrospektive den totalen Ver
sorgungsstaat sozialistischer Prä
gung in angenehmerem Licht zu se
hen, als er es historisch verdient.

Für die Tarifvertragsparteien hat 
das Abkommen, selbst wenn einige 
beteiligte Großverbände es nur „zäh
neknirschend“ akzeptiert haben, ver
bandspolitische Vorteile, die aller
dings gesamtwirtschaftlich zu den 
problematischen Aspekten des 
Kompromisses zählen; denn es er
öffnet einen Fluchtweg aus der in 
den letzten zwölf Monaten aus dem 
Ruder gelaufenen Lohnpolitik. Zwar 
ist es falsch, die massiven Lohner
höhungen allein für die ungelösten 
Beschäftigungsprobleme in Ost
deutschland verantwortlich zu ma
chen. Die Beschäftigungskrise hat 
verschiedene Ursachen, so den Auf
wertungsschock durch die Wäh

rungsumstellung von eins zu eins 
und die abrupte Einbindung der ehe
maligen DDR in die internationale 
Arbeitsteilung im Rahmen der Wirt
schaftsunion. Schon die daraus für 
eine wenig effiziente Zentralverwal
tungswirtschaft resultierenden An
passungszwänge hätten genügt, um 
eine große Umstellungsarbeitslosig
keit zu erzeugen. Hinzu kommen 
noch die anpassungshemmenden 
Vorschriften der westdeutschen Ar- 
beits- und Sozialordnung und fal
sche, wenn auch unbeabsichtigte 
Fehllenkungen durch das soziale 
Netz. Außerdem erzeugt der Arbeits
marktverbund als solcher Lohnauf
triebskräfte, die nicht mit dem struk
turellen Geschehen in Einklang ste
hen.

Gleichwohl haben die Tarifverein
barungen des letzten Jahres mit ih
ren lohnvereinheitlichenden -  statt 
lohndifferenzierenden -  Bestim
mungen einen erheblichen Anteil an 
der Verschärfung der Beschäfti
gungskrise ; denn sie verschieben für 
viele Unternehmen die Erlös-Ko- 
sten-Relation in Richtung auf den 
Konkurs.

Rückwirkungen auf 
die Lohnpolitik

In einer solchen Situation wirken 
Beschäftigungsgesellschaften ent
lastend, da sie die Tarifvertragspar
teien nicht unmittelbar mit den Fol
gen ihres lohnpolitischen Handelns 
konfrontieren und auch für die breite 
Öffentlichkeit den Zusammenhang 
zwischen Lohnhöhe und Beschäfti
gung verschleiern. Wird statt der un
mittelbaren Entlassung der Über
gang in eine Beschäftigungsgesell
schaft -  auch wenn die "Tätigkeit nur 
befristet ist -  angeboten, dann stellt 
sich eine solche Alternative für den 
unmittelbar Betroffenen als ange
nehmere Lösung gegenüber dem 
Bezug von Arbeitslosengeld dar. 
Letzteres hat nicht an der Lohnent
wicklung teil, während die Tätigkeit in

der Beschäftigungsgesellschaft im 
Tariflohnsystem und seinen Lohn
satzsteigerungen eingebunden ist -  
eine übrigens wenig beachtete Rück
wirkung.

Beschäftigungsgesellschaften ge
statten es somit, daß die Gewerk
schaften in ihren Lohnforderungen 
weniger Rücksicht auf die Beschäfti
gungswirkungen nehmen müssen. 
Die Arbeitgeberseite, sofern sie in 
den neuen Bundesländern über
haupt den Voraussetzungen der Tarif
autonomie genügt -  also gegnerfrei 
is t-, aber ist weniger der Gefahr aus
gesetzt, in die Kostenklemme und 
damit in den Konkurs zu geraten. Für 
sie bleibt der Ausweg über Entlas
sungen und spätere Rationalisie
rungsinvestitionen offen. Auch hier 
nimmt die Notwendigkeit ab, durch 
energischen lohnpolitischen Wider
stand Schlimmeres zu verhüten. Für 
die Steuerzahler schließlich, die 
durch Abgaben oder öffentliche Ver
schuldung die Lasten der neuen Be
schäftigungsgesellschaften tragen 
müssen, aber ergeben sich -zusätz
lich zu dem, was schon zu leisten ist 
-  neue Bürden. Sie wären leichter zu 
ertragen, wenn die aufgebrachten 
Mittel nicht größtenteils in den Kon
sum flössen, sondern stärker inve- 
stiv verwendet würden. Ob und in
wieweit das eine oder das andere der 
Fall ist, hängt davon ab, was Be
schäftigungsgesellschaften leisten.

Gefahr bürokratischer 
Fehlsteuerung

Werden Beschäftigungsgesell
schaften als Qualifizierungsgesell
schaften geführt, dienen sie also in 
erster Linie der Verbesserung beruf
licher Fähigkeiten, so haben sie das 
Argument für sich, daß Humankapi
talinvestitionen mit zu den wichtig
sten Maßnahmen im Aufbauprozeß 
einer Wirtschaft gehören. Allerdings 
ist die Grenze zwischen dem, was 
wirtschaftlich von Nutzen und was 
schließlich doch nur intellektueller
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Konsum ist, schwer zu ziehen. Nicht 
nur im Bildungssystem der ehemali
gen DDR, sondern auch in den alten 
Bundesländern werden massenhaft 
Menschen in Berufen ausgebildet, 
von denen jetzt schon abzusehen ist, 
daß voraussichtlich nur eine geringe 
Nachfrage besteht. Und selbst dort, 
wo wirtschaftspraktische und tech
nisch notwendige Fertigkeiten ver
mittelt werden, besteht die Gefahr, 
daß durch bürokratische Fehlsteue
rung eine „Qualifizierung auf Halde“ 
stattfindet, die später wieder zu 
neuen Überschußangeboten führt. 
Außerdem sind die Klagen über un
qualifizierte Ausbilder kaum zu über
hören.

Trotzdem: Auch wenn es Miß
stände gibt, die Anpassung an die 
neuen Produktionsmethoden und die 
Regeln des Marktes ist für die Bevöl
kerung in den neuen Bundesländern 
unerläßlich. Das Erlernen neuer 
Wirtschafts- und Produktionsweisen 
aber ist, auch wenn auf das Selbstin
teresse aller Beteiligten Verlaß ist, 
keineswegs ein so spontan ablau
fender Prozeß, daß er sich unter heu
tigen Umständen völlig unbegleitet 
vollziehen kann. Inwieweit allerdings 
pädagogische Maßnahmen greifen, 
ist offen. „Learning by doing“ ist das 
von vielen bevorzugte Erfolgsrezept.

Dilemma der Wirtschaftspolitik

Beschäftigungsgesellschaften 
können auch mit dem Schwerpunkt 
verfaßt werden, daß sie vor allem Ar
beiten im öffentlichen Interesse aus
führen, die zugleich dem Kriterium 
der Zusätzlichkeit genügen sollen. 
Hier ergeben sich allerdings Wettbe
werbs- und ordnungspolitische 
Schwierigkeiten. Es fällt schwer, Tä
tigkeiten zu ersinnen, die beiden Kri
terien genügen und die nicht zu
gleich das Entstehen der so stark 
vermißten kleinen und mittleren Un
ternehmen in den neuen Bundeslän
dern behindern. Die häufig gemach
ten Vorschläge, daß die neuen Be
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schäftigungsgesellschaften Be
triebsgelände erschließen, stillge
legte Betriebe demontieren oder die 
Rekultivierung der beschädigten 
Umwelt vornehmen sollen, begeg
nen sämtlich dem Einwand, daß 
diese Tätigkeiten genauso gut über 
Märkte, etwa im Wege der öffentli
chen Ausschreibung, wahrgenom
men werden können. Firmen, die 
Marktlöhne zahlen müssen, können 
aber schwerlich mit Unternehmen 
konkurrieren, deren Löhne zu hun
dert Prozent aus öffentlichen Mitteln 
kommen, es sei denn, die Effizienz
unterschiede wären horrend.

Die Wirtschaftspolitik gerät somit 
in das Dilemma, daß das, was sie för
dert, nämlich die Beschäftigungsge
sellschaften, das, was sie auch an
strebt, das Aufkommen mittelständi
scher Unternehmen, behindert. Ob 
für eine Übergangszeit Wettbe
werbsregeln Abhilfe leisten können, 
bleibt zu prüfen. Ein gangbarer Weg 
könnte auch sein, daß den Beschäfti
gungsgesellschaften nur für eine 
kurze Frist öffentliche Mittel zur Ver
fügung gestellt werden. Ihre Träger, 
aber auch die Beschäftigten, sollten 
dann vor die Wahl gestellt werden, 
entweder den Sprung in die echte 
Selbständigkeit zu wagen oder aus 
dem Markt auszuscheiden.

Politökonomische Risiken

Beschäftigungsgesellschaften 
sind nur eine Notmaßnahme für Zei
ten extremer Arbeitslosigkeit. Auch 
wenn bei ihnen gerne vom sekundä
ren Arbeitsmarkt die Rede ist, sie lö
sen weder das Beschäftigungspro
blem noch tragen sie zur Wohl
standsentwicklung nachhaltig bei. 
Solche Impulse können nur rentable 
Arbeitsplätze auslösen. Entstehen 
diese nicht, so „laufen die Men
schen, die die Brücke aktiver Ar
beitsmarktpolitik betreten haben, ins 
Leere“ (Friedrich Buttler).

Es gilt, diesen Sturz zu vermei

den. Das kann nur gelingen, wenn 
Ursachentherapie betrieben wird. 
Diese muß, wie in der bisherigen 
Wirtschaftsförderung angelegt, auf 
die Schaffung günstiger Investitions
bedingungen in den neuen Bundes
ländern ausgerichtet sein. Aber auch 
die Arbeitsmarktordnung bedarf, wie 
jüngst der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundeswirtschaftsministerium 
dargelegt hat (Gutachten vom 13. 
und 14. Juli 1991), erheblicher Kor
rekturen. Anpassungen der Lohnent
wicklung an die Leistungskraft der 
Unternehmen müssen ermöglicht 
werden, wenn der größte Teil der in 
den neuen Bundesländern Ansässi
gen dort Arbeit und Brot finden soll.

Das politökonomische Risiko, das 
mit den Beschäftigungsgesellschaf
ten einhergeht, ist nicht zu unter
schätzen. Es wird sowohl Vorstöße 
geben, sie zu Instrumenten der Indu
strie- und Strukturpolitik mit wirt
schaftsdemokratischem Zuschnitt 
zu machen, als auch Versuche, ihren 
temporären Charakter zu beseitigen. 
Eine Marktwirtschaft wird jedoch von 
Unternehmern getragen, nicht nur im 
Sinne der wirtschaftlich Selbständi
gen, sondern auch der unternehme
rischen Initiative jedes einzelnen in 
jeder Position. Auf das unternehme
rische Element aber würden sich 
wirtschaftsdemokratische Einrich
tungen lähmend auswirken. Such- 
und Findungsprozesse vollziehen 
sich nicht an Runden Tischen, son
dern auf Märkten. Würde man hinge
gen aus Sorge, daß sich der Absorp
tionsprozeß bei der Arbeitslosigkeit 
nicht schnell genug über Märkte voll
zieht, den Überbrückungscharakter 
der Beschäftigungsgesellschaften 
aufgeben und sie zu einer Art flä
chendeckenden öffentlichen Dienst 
ausbauen, so würden auch hier die 
Kräfte gelähmt, die letztlich den Auf
schwung und den wirtschaftlichen 
Wohlstand herbeiführen: Unterneh
mertum, Märkte und kundenbezo
gene Produktion.
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